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Baselbieter Gemeinden subventionieren ihre Kirchen

Auch NichtChristen zahlen

dige< Willentlich beabsichtigter Mord
ist böse und meine Schadenfreude
enthüllt meine «verwerfliche Gesinnung».

Wenn einer sich aus dem Verkehr
zurückzieht, handelt er so, wie wenn er
seine Banknoten vernichtete; diese
sind ebenso für den Verkehr bestimmt,
wie seine leiblichen Organe. Von
seinem Lebenswillen aus beurteilt, handelt

er also widersinnig, verkehrt. Die

Heilkunde, die der Mensch überall und
allzeit gepflegt hat, sträubt sich dagegen;

schliesslich vergeblich, denn
gegen das individuelle Verenden ist kein
Kraut gewachsen.

Erst die Gesinnung macht die
Selbstvernichtung mit dem Mord vergleichbar

und rechtfertigt die juristische
Bewertung «Selbstmord» im Strafgesetzbuch.

Mord, sagten wir, ist eine absichtliche
Schädigung des andern. Im Selbstmord

ist der andere ich selbst, wie ich
mir, im Spiegel, als Objekt erscheine.
Behandle ich nun also das lebendige
Gebilde (Organsimus), das von der
Seele als Organ zum Verkehr mit
andern gestaltet wurde, als ob es ein
totes Ding wäre (Körper), dann verletze
ich einen Grundsatz der Ethik: Sei Person

und achte die anderen als Personen.

Meine seelische Wirklichkeit (Ich,
Subjekt) wird durch Dinge (Gift, Dolch,
Kugel, Strang) zu einem toten Ding
(Leiche) herabgesetzt. In dieser
Missachtung der Ethik besteht die «verwerfliche

Gesinnung». Ich soll mich (den
Menschen) nicht als ein totes Ding
misshandeln.

Dass der Selbstmord «nicht strafbar»
ist, versteht sich wohl von selbst —
wie will man einen Leichnam strafen?

Mit dem, was die beiden besprochenen
Beiträge gemeinsam fordern, stimme
ich überein: Wir sollen ein qualvolles
Sterben nicht künstlich verhindern,
wenn der Leidende selbst ein
aussichtsloses Siechtum ablehnt. Auch
die sogenannte Ehrfurcht vor dem
Leben kann übertrieben werden.

Gustav Emil Müller, Bern

«Es gibt so grausame Augenblicke,

in welchen man die Kürze
des Lebens für die höchste Wohltat

halten möchte, um eine
unerträgliche Qual nicht übermässig
lange zu empfinden.»

Goethe, am 21. Oktober 1827

Verschiedene Baselbieter Gemeinden
zahlen namhafte Beiträge aus der
Steuerkasse an die Kirchen, Die drei
grossen Religionsgemeinschaften
haben laut kantonalem Kirchgesetz
einen Anspruch auf solche Sonderleistungen.

Doch wie verhalten sich
konfessionslose Steuerpflichtige? Müssen

sie die Kirchen mit ihren Steuern
mitfinanzieren?

Mit dieser Frage musste sich der Birs-
feldener Gemeinderat aufgrund einer
Kleinen Anfrage der SP-Fraktion
auseinandersetzen. Die Gemeindebehörde
leitete eine kleine Untersuchung ein,
deren Resultat höchst interessant ist:
Tatsächlich richten mehrere Baselbieter

Gemeinden — und nicht nur sie —
namhafte Beiträge aus ihren Steuerkassen

an die Kirchgemeinden aus.
Das kantonale Kirchengesetz räumt
den reformierten Kirchgemeinden
grundsätzlich den Anspruch ein, nebst
Staatsbeiträgen und ihren eigenen
Steuern auch Beiträge aus der Steuerkasse

der Einwohnergemeinden zu
erhalten. Das Gesetz schreibt vor, dass
die römisch-katholischen und die
christkatholischen Kirchgemeinden
ebenfalls Gemeindebeiträge zugut
haben, falls die evangelische
Parallelorganisation solche Gelder erhält. In

der neuen Baselbieter Kantonsverfassung

soll allerdings von einer
entsprechenden Beitragspflicht abgesehen
werden. Die Kirchgemeinden werden
verpflichtet, sich direkt aus den
Kirchsteuern zu finanzieren.

Die Birsfeldener Untersuchung ergab,
dass einige Baselbieter Gemeinden
recht namhafte Beiträge auszahlen.
Birsfelden selbst zahlte seinen
Kirchgemeinden im vergangenen Jahr
beispielsweise eine Viertelmillion Steuergelder.

An diese Subvention zahlen
nun natürlich alle Steuerzahler, nicht
nur jene, die den drei Landeskirchen
angehören. Der Birsfeldener Gemeinderat

kommt selbst zum Schluss, dass
diese Praxis der Bundesverfassung
widerspricht. Heisst es doch im Artikel
49 unter anderem: «Niemand ist gehalten,

Steuern zu bezahlen, welche speziell

für eigentliche Kultuszwecke
einer Religionsgemeinschaft, der er
nicht angehört, auferlegt werden».

Nach der Praxis des Bundesgerichtes
bezieht sich dieser Artikel nicht nur
auf die direkten Kirchensteuern,
sondern auch auf die übrigen Beiträge der
Gemeinden an die Kirchen.

Doch die Gemeinderegierung des Basler

Vororts lehnt es ab, ihre bisherige
Steuerpraxis der Anforderung der
Bundesverfassung anzupassen und die
konfessionellen Steuerpflichtigen
sowie die Angehörigen staatlich nicht
anerkannter Religionsgemeinschaften
von Leistungen im entsprechenden
Ausmass zu befreien. Der Gemeinderat

will an der bisherigen Steuerveranlagung

festhalten, «bis von einer höheren

Instanz ein entsprechender
Entscheid vorliegt».

Interessant an der Birsfeldener
Untersuchung ist übrigens auch die
unterschiedliche Höhe der Beiträge, die die

Kirchgemeinde-Beiträge
einiger BL-Gemeinden

Folgende Beiträge zahlten einige
Baselbieter Gemeinden 1980 an die
Kirchen:

Birsfelden:
Ref. Fr. 130 501.20
Kath. Fr. 114 500.—
Chr.-Kath. Fr. 1 500.—
Total Fr. 246 501 .20

Liestal:
Ref. Fr. 162 583.70
Kath. Fr. 74 106.—
Chr.-Kath. Fr. 537.—
Total Fr. 237 226.70

Münchenstein:
Ref. Fr. 44 600.—
Kath. Fr. 37 000,—
Chr.-Kath. Fr. 600,—
Total Fr. 82 200,—

Pratteln:
Ref. Fr. 160 833.10
Kath. Fr. 116 627.—
Chr.-Kath. Fr. 1 800.—
Total Fr. 279 260.10
Reinach:
Ref. Fr. 1 500.—
Kath. Fr. 2 000.—
Chr.-Kath. Fr. 50.—
Total Fr. 3 550.—

Die Gemeinden Binningen und Mut-
tenz zahlten keine Beiträge an die
Kirchgemeinden aus. Allschwll zahlte
lediglich 5500 Franken an die
Christkatholische Kirche als Beitrag an die
historische Dorfkirche.
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verschiedenen Gemeinden auszahlen
(siehe Kästchen). Während die einen
Gemeinden bis zu einer Viertelmillion
im vergangenen Jahr an die Kirchen
überwiesen haben, zahlten andere
Gemeinden nur 5000 Franken oder gar
nichts. Diese Unterschiede gehen auf
die Verordnung zum kantonalen
Kirchengesetz zurück. Darin ist festgehalten,

welche Kirchgemeinden vom
Anrecht auf diese Sonderbeiträge
ausgeschlossen sind.

tz.

Trennung von Staat
und Kirche —
aktueller denn je
Ist diese Angelegenheit nicht passée?
Haben wir damit nicht schon kapituliert?

Ja, wir wissen es, das Schweizervolk

hat die von den Gegnern mitunter
als «unnötig» und verfassungsmässig
«ungerecht» bezeichnete Initiative
bachab geschickt. Damit soll also
alles wieder im «richtigen Gleis» bleiben
und die Ungerechtigkeiten, vor allem
im Steuerwesen, gegenüber den
Konfessionslosen und den nicht zu den
Landeskirchen zählenden
Glaubensgemeinschaften, aufrecht erhalten
werden, insofern nicht weiter auf Kantonsebenen

sich eine Trennung von Staat
und Kirche doch durchsetzen kann.

Damit ist bei weitem nicht zu rechnen,
besonders nicht in ganz katholischen
Regionen, wo man wegen ein «paar
Aussenseiter» nicht eine jahrhundertalte

Tradition, die sich im ganzen
Staatswesen verflochten hat und
Vorrangstellung besitzt, aufgeben will.
Und unsere Bundesverfassung beginnt
mit der Anrufung Gottes, die allem
Anschein nach, auch in der revidierten
Fassung beibehalten werden soll. Also
gehören Staat und Kirche zusammen,
wie Vater und Mutter oder Bruder und

Schwester, so etwa wird argumentiert,
wobei auch die unentbehrlichen Dienste

der Kirchen im sozialen und kulturellen

Bereich sowie die selbstlose
und aufopfernde Tätigkeit von Mitgliedern

konfessioneller Organisationen
in den Vordergrund gestellt werden,
die der staatlichen Unterstützung doch
zweifellos bedürftig sind. Gerade dies
scheint mir der Punkt zu sein, der viele
veranlasste, die Initiative abzulehnen.

Aber eine Schwäche ist bei unseren
konfessionellen Gegnern unverkennbar,

nämlich die Schwäche ihres
angeblichen Glaubens! Sie haben mit
ihrer vehementen Ablehnung der Initiative

bezeugt, dass ihr Vertrauen zum
Portemonnaie von Papa Staat doch
grösser ist als zu ihrem lieben Gott!
Ansonst könnte es ihnen ja gleichgültig

sein, ob die staatliche Allianz
beibehalten werden soll oder nicht, sie
haben ja den Allerhöchsten auf ihrer
Seite und dieser wird sie bestimmt
nicht im Stiche lassen — oder? Und so
scheint mir, dass es verfehlt wäre, die
Flinte ins Korn zu werfen mit dem
Gedanken, es sei doch nichts zu machen.
Gewiss wird einmal im Volke eine
«Morgendämmerung» eintreten, wenn
auch heute alle Zeichen dagegen
sprechen, doch wir Freidenker und uns
nahestehende Institutionen, sind dazu
berufen, die Forderung nach Trennung
von Staat und Kirche aufrecht zu erhalten

und uns weiter, mit allen legalen
Mitteln, dafür einzusetzen.

E. Gisler

Das
Abtreibungsverbot
Die Kirchënlehrer des Mittelalters waren

noch so «grosszügig», einen
Schwangerschaftsabbruch beim männlichen

Embryo erst nach dem 40. Tag
und beim weiblichen erst nach dem
80. Tag (man beachte diese säuberliche

Unterscheidung!) als Sünde zu
betrachten.

Spätestens aber seit dem Zeitpunkt,
als der Bedarf des Militärs nach Solda-
ten und der des Kapitals nach frei
verfügbaren Arbeitskräften wuchs, galt
der Schwangerschaftsabbruch für Klerus

und Reaktion generell als Todsünde.

Wesentliche ideologische Stütze hierbei

war die christliche Diffamierung
menschlicher Sexualität, deren einzig
legitimen Zweck die Kirchen in der
Fortpflanzung sahen. Ansonsten
betrachtete der Klerus Liebe und Sexualität

nicht als Quelle menschlichen
Glücks, sondern als «mit dem Fluch
der Sünde» beladen.

Auch heute kämpfen die Kirchen
gegen das Selbstbestimmungsrecht der
Frauen über ihren eigenen Körper.
Protestantische Kirchenobere sind
inzwischen so «liberal», einer Indikationslösung

zuzustimmen — der Standpunkt

der katholischen Kirche ist unverändert

rigoros: Kardinal Höffner, ebenso
wie christliche Politiker, vergleichen
den Schwangerschaftsabbruch mit
dem Massenmord von Auschwitz,
obwohl es damals einige mutige Christen
und christliche Gruppen waren, die
gegen die faschistische Barbarei Widerstand

leisteten, nicht aber die Kirchen
und erst recht nicht der höhere Klerus.

DFV-Ortsverband Marburg
Ulla Deppe
Thomas Liese
Jürgen Negenborn

in «Der Freidenker» (Dortmund) 2/81

Nachrufe
Die Ortsgruppe Winterthur trauert um

Rosa Fricker-Schellenberg
Am 30. Juli 1917 in Winterthur geboren,
durchlief sie nach ihrer Schulzeit eine
kaufmännische Lehre. Infolge ihrer beruflichen
Tüchtigkeit war sie während 30 Jahren in
Zürich in einem Betrieb als gewandte
Sekretärin und gewissenhafte Geschäftsführerin

tätig.
Im Sommer 1947 vermählte sich Rosa
Schellenberg mit Heinz Fricker. Die Ehe
wurde zu einem glücklichen und harmonischen

Lebensbund.
Bis wenige Monate vor ihrem Ableben
erfreute sich Rosa Fricker-Schellenberg einer
guten Gesundheit. Dann wurde sie von
einem heimtückischen Leiden befallen. Am
Sonntagmorgen, den 4. Oktober 1981,
entschlief Rosa Fricker für immer.
Der lieben Entschlafenen werden wir ein
ehrendes Andenken bewahren. Unserem
treuen Gesinnungsfreund Heinz Fricker
sprechen wir unser aufrichtiges und tiefes
Beileid aus.

Fritz Brunner

Nach einer schweren Leidenszeit wurde
unser Mitglied
Frau Gisela Wiehr-Heuer

am 12. Oktober 1981 durch den Tod erlöst.
Gisela Wiehr wurde am 22. März 1922 als
ältestes von vier Kindern in Hannover geboren.

Die ersten Jahre ihrer Jugend verliefen
glücklich. Als jedoch im Jahr 1933 der
politische Umsturz kam und 1939 der Zweite
Weltkieg ausbrach, hatte die Familie darunter

schwer zu leiden. Im Jahr 1950 lernte
Gisela Heuer ihren Gatten kennen. Sie heiratete

am 4. März 1952 Hans Wiehr.
Sie wurde Mitarbeiterin verschiedener
Tageszeitungen. Trotz Haushalt und Familie
begann Gisela Wiehr-Heuer sich auch
politisch zu betätigen, was für sie nicht immer
leicht war.
Seit ihrer Übersiedlung in die Schweiz
(1952), gehörte die Verstorbene der FVS an.
Den Hinterbliebenen entbieten wir unsere
herzliche Anteilnahme.

J. Roehri, OG Olten
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